
Aktenzeichen: 2 AZR 85/92 
Bundesarbeitsgericht 2. Senat

I. Arbeitsgericht 
Siegburg

Urteil vom 22. Juli 1992
- 2 AZR 85/92 -
Urteil vom 07. August 1991
- 5 K Ca 251/91 -

II. Landesarbeitsgericht 
Köln

Urteil vom 08. Januar 1992 
- 7 Sa 752/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Kündigung eines Immissionsschutzbeauftragten

Gesetz:
BImSchG § 58 Abs. 2; KSchG 1969 § 1 Verhaltens- und betriebs­
bedingte Kündigung; BGB §§ 133, 157; ZPO § 561

1. Ein zum Immissionsschutzbeauftragten vom Arbeitgeber und 
Anlagenbetreiber bestellter Arbeitnehmer kann dieses Amt 
durch einseitige Erklärung jederzeit ohne Zustimmung des Ar^ 
beitgebers und ohne Rücksicht darauf niederlegen, ob er nach 
dem zu Grunde liegenden Arbeitsverhältnis zur Fortführung des 
Amtes verpflichtet ist.
2. Eine solche Amtsniederlegung löst jedenfalls dann nicht 
den,nachwirkenden Kündigungsschutz des § 58 Abs. 2 Satz 2 
BImSchG aus, wenn sie nicht durch ein Verhalten des Arbeitge­
bers, etwa durch Kritik an seiner Amtsführung oder Behinde­
rung in der Wahrnehmung seiner Amtspflichten, veranlaßt wor­
den, sondern allein von dem Arbeitnehmer selbst ausgegangen 
ist.
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In Namen des Volkes!
2 AZR 85/92
7 Sa 752/91 Köln

Verkündet a»
22. Juli 1992 Urteil
Noll,Amtsinspektorin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 22. Juli 1992 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Hillebrecht, die Richter Triebfürst und Bitter sowie die eh­
renamtlichen Richter Thieß und Dr. Roeckl für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Köln vom 8. Januar 1992
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- 7 Sa 752/91 - wird auf seine Kosten zurückge­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der am 1. Mai 1954 geborene ki&.jar war nei der Rechtsvorgän­
gerin der Beklagten seit dem 1. Oktober 19? 9 surj0cl.its tio Be-
triebsingc ..v.vu vr a^z bv ?-,i ' „...■ . hvlljng des h

.cs'': ''sc: *. c am . Je : v'.emb .. l/*: -
als Ingenieur für Anlagensicherheit im Bereich Kunststoffe/ 
Umweltschutz im Werk T tätig. Mit Schreiben vom 29, Juni
1989 bestellte die Beklagte den Kläger mit Wirkung zum 1. Sep­
tember 1989 zum Immissionsschutzbeauftragten und zum Betriebsbe­
auftragten für Abfall für das Werk T . Zu seiner Bestel­
lung zum Betriebsbeauftragten für Abfall- und Immissionsschutz 
gab der Kläger am 4. Juli 1989 schriftlich sein Einverständnis.

Mit Schreiben vom 22. Mai 1990» bei der Beklagten eingegan^- 
gen am 28. Mai 1990» teilte der Kläger der Beklagten mit, daß er 
mit Wirkung zum 1. Juni 1990 nicht mehr bereit sei, die Rechte 
und Pflichten» alt. »eich aus KZ o ff . .fvid nnu. S ff. BImSchG 
ergeben» zu übernehmen. In einem Personalgespräch am 8.. Juni 1990 
erläuterte der Kläger, wie er sich eine Fortsetzung des Arbeits­
verhältnisses vorstelle: Man könne seinen Arbeitsplatz in zwei 
Arbeitsplätze aufteilen; er könne dann seine Arbeit in fachlicher 
Hinsicht fortsetzen; die Verantwortung solle aber ein anderer 
tragen. Für ihn komme nur eine Aufwertung seines Arbeitsplatzes 
auf die Führungsebene F 4 mit einer Anhebung seines Jahreseinkom­
mens von derzeit rund 85.000,00 DM auf 140.000,00 DM in Betracht;
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wenn er eine entsprechende Gehaltserhebung erhalte, werde er 
seine Arbeit wieder voll verantwortlich ausüben.

Die Beklagte antwortete unter dem 27. Juni 1990 wie folgt:

"Wie Ihnen die Herren S. und Dr. V. in getrennten 
Gesprächen erklärten, sind die Aufgaben, die Sie 
auf dem Gebiet der Entsorgung und der Emissions­
überwachung im Werk T durchführen, unmit­
telbar auch mit der Bestellung zum Betriebsbeauf­
tragten für Abfall und Immissionsschütz verbun­
den.
Die Niederlegung der Rechte und Pflichten des Be­
triebsbeauftragten bedeutet gleichzeitig - wie 
Ihnen erklärt wurde - die Aufgabe Ihrer Stelle im 
Umweltschutz. Wir werden daher so schnell wie 
möglich für Ihre Stelle einen geeigneten Nachfol­
ger suchen und müssen Sie bitten, bis zum Dienst­
antritt Ihres Nachfolgers (voraussichtlich 
01.10.1990) Ihr altes Aufgabengebiet - auch die 
Funktion des Betriebsbeauftragten für Abfall und 
Immissionsschutz - weiterzuführen. Die Personal­
verwaltung wird die Möglichkeit Ihrer weiteren 
Verwendung in der AG prüfen."

Mit Schreiben vom 5. Juli 1990 teilte der Kläger mit, er sei 
ungeachtet seiner bekannten Vorbehalte gegen eine - selbst zeit­
lich begrenzte - Weiterführung seiner bisherigen Tätigkeit be­
reit, sich weiterhin bis zum Ablauf des Monats September 1990 für 
das derzeitige Aufgabengebiet zur Verfügung zu stellen.

Zum 1. Oktober 1990 stellte die Beklagte einen Nachfolger 
ein, den der Kläger zunächst einarbeitete. Im Oktober und Novem­
ber 1990 bot ihm die Beklagte zwei Stellen in M an, die er ab­
lehnte .

Mit Schreiben vom 22. Januar 1991 leitete die Beklagte beim 
Betriebsrat das Anhörungsverfahren zu der von ihr beabsichtigten
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ordentlichen Kündigung des Klägers ein. Dem Schreiben waren ein 
Entwurf des Kündigungsschreibens sowie eine Dokumentation mit 
Schriftwechsel und Notizen beigefügt. Mit Schreiben vom 25. Ja­
nuar 1991 widersprach der Betriebsrat der beabsichtigten Kündi­
gung.

Mit Schreiben vom 30. Januar 1991, dem Kläger zugegangen am
1. Februar 1991, kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis mit 
dem Kläger ordentlich zum 30. Juni 1991 mit folgender Begründung:

"Wir kommen zurück auf die verschiedenen Gesprä­
che, die sowohl in T als auch im Firmen­
sitz in M infolge Ihres Briefes vom 22.05.1990 
geführt wurden...
Wir hatten Sie daraufhin davon in Kenntnis ge­
setzt, daß es eine Aufspaltung auf zwei Stellen 
- d.h. zwei Planstellen mit zwei Mitarbeitern - 
für das Werk Troisdorf nicht geben kann.
Dadurch, daß Sie sich weigerten, die Ihnen über­
tragenen Aufgaben vollinhaltlich auszufüllen und 
damit die Arbeit am alten Arbeitsplatz niederge­
legt haben, waren wir gezwungen, einen Nachfolger 
für Sie einzustellen, der zwischenzeitlich auch 
Ihr früheres Arbeitsgebiet übernommen hat.
Im Rahmen unserer Fürsorgeverpflichtung haben wir 
Ihnen zwei gleichwertige Ersatzarbeitsplätze in­
nerhalb des Unternehmens in M angeboten, die 
Sie nach Besichtigung abgelehnt haben. Für einen 
weiteren Arbeitsplatz im Werk T , der zwi­
schenzeitlich vakant war, brachten Sie nicht die 
arbeitsmäßigen Voraussetzungen mit. Andere für 
Sie geeignete Stellen .sind im Augenblick nicht 
zur Besetzung frei. Die wenigen für Sie geeigne­
ten Arbeitsplätze gleicher Gehaltsstufe sind im 
Werk alle besetzt und werden auch in absehbarer 
Zeit nicht frei.
Wie wir Ihnen schon im Gespräch am 13.06.1990 
vorsorglich mitteilten, setzten Sie uns durch das 
Niederlegen der Ihnen übertragenen Aufgaben in 
eine Zwangssituation, die nur durch die Einstel­
lung eines Stellennachfolgers gelöst werden konn­
te. Wie schon oben erwähnt, ist eine Doppelbeset­
zung weder möglich noch vorgesehen.
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Aus diesem Grund kündigen wir das zwischen Ihnen 
und uns bestehende Arbeitsverhältnis fristgemäß 
zum 30.06.1991.
Für diese Kündigung ist ausschließlich Ihr eige­
nes Verhalten maßgebend.
Der Betriebsrat wurde vor Ausspruch der Kündigung 
gehört."

In einem späteren Rechtsstreit einigten sich die Parteien im 
Hinblick auf den Zugang des Kündigungsschreibens darauf, daß das 
Arbeitsverhältnis jedenfalls bis zum 30. September 1991 fortbe­
standen habe.

Gegen die Kündigung hat sich der Kläger mit der vorliegenden 
Klage gewandt. Er hat die Auffassung vertreten, die Kündigung sei 
schon im Hinblick auf den Sonderkündigungsschutz des § 58 Abs. 2 
Satz 2 BImSchG unwirksam. Danach sei die Kündigung eines Immissi- 
onsschutzbeauftragten nach der Abberufung innerhalb eines Jahres, 
vom Zeitpunkt der Beendigung der Bestellung an gerechnet, unzu­
lässig, es sei denn, daß Tatsachen vorlägen, die den Betreiber 
zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündi­
gungsfrist berechtigten. Der nachwirkende Kündigungsschutz greife 
bei jeder Beendigung der Tätigkeit des Immissionsschutzbeauftrag- 
ten ein.

Der Kläger hat beantragt,

1. festzustellen, daß das zwischen den Parteien 
bestehende Arbeitsverhältnis durch Kündigung 
der Beklagten vom 30. Januar 1991 zum 30. Juni 
1991 nicht beendet ist, sondern über den 
30. Juni 1991 hinaus fortbesteht;
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2. die Beklagte zu verurteilen, den Kläger über 
den 30. Juni 1991 hinaus weiterzubeschäftigen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen, die Kündigung sei sozial gerechtfertigt. Der Kläger 
habe sein Amt in vertragswidriger Weise niedergelegt und die 
Erfüllung der vertraglich geschuldeten Arbeitsleistung auf Dauer 
beharrlich verweigert. Der Kläger könne nicht den Sonderkündi­
gungsschutz des § 58 Abs. 2 Satz 2 BImSchG in Anspruch nehmen. Es 
fehle an einer "Abberufung" im Sinne dieser Vorschrift. Die Abbe­
rufung sei nach dem allgemeinen Sprachgebrauch eine einseitige 
Erklärung des Abrufenden. Selbst wenn § 58 Abs. 2 BImSchG Anwen­
dung finde, seien die Voraussetzungen des Sonderkündigungs­
schutzes nicht erfüllt. Denn es lägen Tatsachen vor, die sie 
- die Beklagte - zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhal­
tung einer Kündigungsfrist berechtigt hätten. Nach dem Wortlaut 
des § 58 Abs. 2 Satz 2 BImSchG sei es nicht erforderlich, daß 
eine außerordentliche Kündigung ausgesprochen werde.

In jedem Falle handele der Kläger aber rechtsmißbräuchlich, 
wenn er den nachwirkenden Kündigungsschutz für sich in Anspruch 
nehme. Er habe die Arbeit beharrlich verweigert, um sie, die Be­
klagte , zu einer Gehaltsanhebung um 55.000,00 DM zu veranlassen. 
Ihre Bemühungen, ihm einen anderen Arbeitsplatz zu vermitteln, 
habe er durch unmotivierte Ablehnung der angebotenen Arbeitsplät­
ze zunichte gemacht. Dabei habe er ihr jede Möglichkeit genommen, 
ihn vertragsgemäß zu beschäftigen. Wenn er unter diesen Umständen 
von ihr verlange, das Arbeitsverhältnis fortzusetzen, so sei dies 
rechtsmißbräulich.

- 7 -
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Das Arbeitsgericht hat der Feststellungsklage stattgegeben 
und die Weiterbeschäftigungsklage abgewiesen. Das Landesarbeits­
gericht hat auf die Berufung der Beklagten das Urteil des Ar­
beitsgerichts abgeändert und unter Abweisung der Klage im übrigen 
festgestellt, daß das Arbeitsverhältnis bis zum 30. September 
1991 bestanden hat.

Mit der Revision verfolgt der Kläger den Antrag

festzustellen, daß das zwischen den Parteien be­
stehende Arbeitsverhältnis durch die Kündigung 
der Beklagten nicht beendet worden ist, sondern 
über den 30. Juni 1991 - und auch über den 
30. September 1991 - hinaus fortbesteht.

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  ;

Die Revision ist unbegründet. Die Kündigung der Beklagten 
ist sozial gerechtfertigt.

A.I. Gegenstand des Revisionsverfahrens ist, wie bereits in der 
Berufungsinstanz, nur noch der Feststellungsantrag des Klägers. 
Soweit das Arbeitsgericht den Weiterbeschäftigungsantrag abgewie­
sen hat, ist sein Urteil rechtskräftig, da der Kläger keine Beru­
fung eingelegt hat.

II. Soweit der Kläger formal die Feststellung des Fortbestandes 
des Arbeitsverhältnisses bereits über den 30. Juni 1991 und über
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den 30. September 1991 hinaus beantragt hat, hat er nur die sich 
aus der nach seiner Sicht unwirksamen Kündigung ergebenden 
Rechtsfolgen darstellen, nicht aber sachlich über den Antrag nach 
§ 4 KSchG hinausgehende Anträge verfolgen wollen.

B.I. Das Berufungsgericht hat die Kündigung nicht an dem Sonder­
kündigungsschutz des § 58 Abs. 2 BImSchG scheitern lassen. Zur 
Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt:

Der Kläger könne den für die Dauer des Amtes als Immissions- 
schutzbeauftragter bestehenden Kündigungsschutz des § 58 Abs. 2 
Satz 1 BImSchG nicht in Anspruch nehmen. Er sei Arbeitnehmer der 
Beklagten und diese unstreitig zur Bestellung eines Immissions- 
schutzbeauftragten verpflichtet gewesen. Sie habe ihn auch 
schriftlich zum Immissionsschutzbeauftragten bestellt. Zum Zeit­
punkt der Kündigung sei er jedoch nicht mehr Immissionsschutzbe- 
auftragter gewesen. Sein Auftrag habe zwar nicht durch seine 
Schreiben vom 22. Mai 1990 oder 25. Juli 1990 geendet. Er habe 
den Immissionsschutzauftrag der Beklagten unter dem 4. Juli 1989 
vorbehaltlos angenommen; der Auftrag sei damit Inhalt seines Ar­
beitsvertrages geworden. Demgemäß habe er diesen Auftrag nicht 
gesondert kündigen können, sondern nur sein Arbeitsverhältnis 
insgesamt (§ 675 BGB). Ein Recht zur gesonderten Kündigung des 
Immissionsschutzauftrages (Teilkündigung) sei von den Parteien 
nicht vereinbart worden. Eine "Amtsniederlegung" des Immissions­
schutzbeauftragten kenne das Gesetz nicht, sondern nur die "Be­
stellung" und die "Abberufung" durch den Betreiber (§ 55 Abs. 1 
BImSchG); dieser könne die "Amtsniederlegung" des Beauftragten 
lediglich zum Anlaß einer Abberufung nehmen.
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Das Schreiben der Beklagten vom 27. Juni 1990 sei jedoch als 
eine solche Abberufung zum 30. September 1990 auszulegen. Nach 
seinem Inhalt sollte der Kläger die Funktion des Immissions- 
schutzbeauftragten bis zur Bestellung eines Nachfolgers ausüben. 
Der Nachfolger sei dann auch tatsächlich per 1. Oktober 1990 be­
stellt worden.

Die Kündigung verstoße auch nicht gegen den nachwirkenden 
Kündigungsschutz des § 58 Abs. 2 Satz 2 BImschG. Die Berufung des 
Klägers auf diese Bestimmung sei rechtsmißbräuchlich. Dieser be­
sondere Kündigungsschutz sei geschaffen worden, weil sich aus der 
Erfüllung der dem Immissionsschutzbeauftragten übertragenen Auf^ 
gaben Interessenkonflikte mit dem Arbeitgeber ergeben könnten, 
die das Arbeitsverhältnis des Immissionsschutzbeauftragten ge­
fährden könnten. Im Streitfälle resultiere die Kündigung nicht 
aus einer Erfüllung der Aufgaben des Klägers als Immissions­
schutzbeauftragter , sondern im Gegenteil aus einer Verweigerung 
der Erfüllung dieser Funktion. Die Verweigerung sei durch keiner­
lei sachliche Gründe bedingt, sondern ausschließlich von dem Ver­
langen des Klägers nach einer erheblichen Erhöhung seines Gehal­
tes . § 58 BImSchG sei aber nicht dazu geschaffen worden, es dem 
Beauftragten zu ermöglichen, den Betreiber/Arbeitgeber hinsicht­
lich einer Erhöhung des Entgelts unter Druck setzen zu können.
Auf die Weigerung des Klägers habe die Beklagte nicht sofort mit 
einer Kündigung des Arbeitsverhältnisses reagieren können. Sie 
sei zur Bestellung eines Immissionsschutzbeauftragten verpflich­
tet , habe einen zur Übernahme dieser Funktion bereiten Arbeitneh-
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mer im Betrieb nicht gefunden und daher einen Nachfolger erst 
einstellen und einarbeiten müssen.

Dieser Würdigung ist im Ergebnis zuzustimmen.

II. Die Kündigung der Beklagten verstößt nicht gegen § 58 Abs. 2 
Satz 1 BImSchG.

Nach dieser Vorschrift ist die Kündigung des Arbeitsverhält­
nisses eines Immissionsschutzbeauftragten, der Arbeitnehmer des 
zur Bestellung verpflichteten Betreibers ist, unzulässig, es sei 
denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Betreiber zur Kündigung 
aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berech­
tigen. Wie das Berufungsgericht zutreffend angenommen bat und 
auch von der Beklagten nicht in Zweifel gezogen wird, hatte der 
Kläger diesen besonderen Kündigungsschutz aufgrund des Schreibens 
der Beklagten vom 29. Juni 1989 am 1. September 1989 erworben. Er 
hatte ihn jedoch spätestens mit Ablauf des 30. September 1990 und 
damit vor dem Zugang der Kündigung der Beklagten vom 30. Januar 
1991 wieder verloren, weil sein Amt als ImmissionsschutSbeauf- 
beauftragter spätestens zu diesem Termin endete, der Kündigungs­
schutz nach § 58 Abs. 2 Satz 1 BImSchG aber nur während der Dauer 
des Amtes gilt. Auch darüber besteht zwischen den Parteien kein 
Streit. Klärungsbedürftig ist nur der Grund der Beendigung des 
Amtes (einseitige Amtsniederlegung durch den Kläger, einseitiger 
Widerruf der Bestellung durch die Beklagte oder vertragliche 
Beendigung).
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III. Dem Kläger stand bei Zugang der Kündigung der Beklagten vom 
30. Januar 1991 auch nicht der nachwirkende Kündigungsschutz des 
§ 58 Abs. 2 Satz 2 BImSchG zu. Nach dieser Bestimmung ist die 
Kündigung nach Abberufung als Immissionsschutzbeauftragter inner­
halb eines Jahres, vom Zeitpunkt der Beendigung der Bestellung an 
gerechnet, unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die 
den Betreiber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist berechtigen. Diese Voraussetzungen erfüllte 
der Kläger nicht. Ihm ist entgegen der Ansicht des Beru­
fungsgerichts nicht "nach der Abberufung als Immissionsschutzbe­
auftragter" im Sinne der Vorschrift, sondern nach einer zulässi­
gen und auch in der Sache allein von ihm ausgehenden Niederlegung 
dieses Amtes gekündigt worden, die den nachwirkenden Sonderkündi- 
gungsschutz nicht auslöst.

1. Das Gesetz knüpft in § 58 Abs. 2 Satz 2 den nachwirkenden 
Kündigungsschutz an die Abberufung des Immissionsschutzbeauftrag­
ten an ("Nach der Abberufung"). Es erwähnt diesen Begriff jedoch 
nur - ebenso wie mehrfach in § 55 - ohne ihn selbst näher zu um­
schreiben.

2. Nach dem Gesetzeswortlaut ist hierunter nur der einseitige 
Widerruf der Bestellung durch den Betreiber zu verstehen.

a) Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch bedeutet "abberufen" je­
manden zum Zwecke der Amtsenthebung oder Versetzung von seinem 
gegenwärtigen Posten zurückrufen (vgl. Duden, Das große Wörter­
buch der deutschen Sprache, Bd. 1, 1976, S. 15; Brockhaus/Wahrig, 
Deutsches Wörterbuch, 1980, Bd. 1, S. 37). Es geht mithin um eine
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einseitige Maßnahme dessen, der über den Verbleib des Betroffenen 
in dem Amt zu befinden hat.

In diesem Sinne wird der Begriff der Abberufung auch im Ge­
sellschaftsrecht verstanden, z.B. in § 66 Abs. 3 GmbHG die Abbe­
rufung von Liquidatoren der Gesellschaft. Gleiches gilt im Be­
reich des ArbeitsSicherheitsgesetzes (ASiG) für die Betriebsärzte 
und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, die - dort mit Zustimmung 
des Betriebsrats - vom Arbeitgeber zu bestellen und abzuberufen 
sind {§ 9 Abs. 3 Satz 1 ASiG; vgl. dazu BAGE 58, 69, 77 f. =
AP Nr. 1 zu § 9 ASiG, zu C I 2 der Gründe). Deshalb spricht der 
Wortlaut der §§ 55 und 58 BImSchG dafür, daß auch im Geltungsbe­
reich dieses Gesetzes unter Abberufung der einseitige Widerruf 
der Bestellung zum Immissionsschutzbeauftragten durch den Betrei­
ber zu verstehen ist, der gemäß § 55 Abs. 3 Satz 1 auch allein zu 
seiner Bestellung befugt ist (so auch Jarass, BImSchG, § 55 Rz 5; 
Landmann/Rohmer/Hansmann, Umweltrecht, Bd. 1, Stand Oktober 1990, 
§ 55 BImSchG Rz 40; Speiser, BB 1975, 1325, 1327).

b) Die vom Betreiber vorzunehmende Abberufung ist, ebenso wie 
die Bestellung, ein Rechtsgeschäft, das, soweit sie nicht im Rah­
men beamtenrechtlicher Rechtsverhältnisse erklärt wird, privat­
rechtlicher Natur ist. Sie ist im Gegensatz zu der Bestellung 
nicht von der Zustimmung des Beauftragten und auch nicht von dem 
der Bestellung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis, wie im vor­
liegenden Fall eines Arbeitsverhältnisses, abhängig (Landmann/ 
Rohmer/Hansmann, aaO, § 55 BImSchG Rz 26, 40).
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3. Eine Abberufung im Sinne eines einseitigen Widerrufs der Be 
Stellung durch den Anlagenbetreiber hat die Beklagte j edoch nicht 
ausgespochen. Vielmehr endete das Amt des Klägers als Immissions- 
schutzbeauftragter durch eine von ihm erklärte Amtsniederlegung 
mit Ablauf des 30. September 1990.

a) Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts ist eine Beendi­
gung dieses Amtes auch durch einseitige Erklärung des Amtsinha­
bers zulässig. Die Abberufung ist nicht die einzig mögliche Moda­
lität der Beendigung dieses Amtes. Das Gesetz regelt selbst, wie 
ausgeführt, die Abberufung nicht, sondern setzt sie in § 55 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 nur als möglich voraus (Landmann/ 
Rohmer/Hansmann, aaO, § 55 BImSchG Rz 34). Aus der alleinigen Er­
wähnung dieser Beendigungsmodalität im Gesetz kann deshalb entge­
gen der Ansicht des Berufungsgerichts nicht auf eine abschließen­
de Regelung der Beendigung des Amtes geschlossen werden. Vielmehr 
kann auch der Immissionsschutzbeauftragte die zu seiner Bestel­
lung erforderliche Zustimmung ohne Rücksicht darauf zurückziehen, 
ob er aus dem zugrunde liegenden Rechtsgeschäft, hier dem Ar­
beitsverhältnis , zur Fortführung des Amtes verpflichtet ist. Aus 
dem Grundverhältnis können sich allerdings Ersatzansprüche des 
Betreibers ergeben (vgl. Jarass, BImSchG, § 55 Rz 9; Landmann/ 
Rohmer/Hansmann, aaO, § 55 BImSchG Rz 39). Als weiterer, eben­
falls im Gesetz nicht erwähnter Beendigungstatbestand kommt im 
Falle einer zulässigen befristeten Bestellung zum Immissions- 
schutzbeauftragten der Ablauf der Frist in Betracht (Land- 
mann/Rohmer/Hansmann, aaO, § 55 BImSchG Rz 42).
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b) Der Auslegung des Berufungsgerichts, die Beklagte habe mit 
ihrem Schreiben vom 27. Juni 1990 eine Abberufung erklärt, kann 
nicht zugestimmt werden. Das Amt des Klägers als Immissions­
schutzbeauftragter endete vielmehr durch eine von ihm erklärte 
Amtsniederlegung.

aa) Das Berufungsgericht hat ausgeführt, die Bestellung des Klä­
gers zum Betriebsbeauftragten habe nicht durch seine Schreiben 
vom 22. Mai oder 25. Juli 1990 geendet. Das Immissionsschutzge- 
setz kenne keine "Amtsniederlegung", sondern nur die "Bestellung" 
und die "Abberufung" durch den Betreiber. Das Schreiben der Be­
klagten vom 27. Juni 1990 sei jedoch gemäß § 133 BGB als eine Ab­
berufung zum 30. September 1990 auszulegen.

bb) Bei dem Schreiben der Beklagten vom 27. Juni 1990 handelt es 
sich um eine atypische Willenserklärung. Das Revisionsgericht 
kann deshalb ihre Auslegung nur eingeschränkt daraufhin überprü­
fen, ob das Berufungsgericht Auslegungsregeln, Erfahrungssätze 
oder Denkgesetze verletzt oder nicht den gesamten AuslegungsStoff 
berücksichtigt hat (vgl. BAGE 53, 17, 19 f. = AP Nr. 22 zu § 611 
BGB Beschäftigungspflicht, zu II 1 der Gründe, m.w.N.). Auch die­
sem eingeschränkten Prüfungsmaßstab hält das angefochtene Urteil 
nicht stand.

cc) Die Auslegung des Berufungsgerichts ist ersichtlich von der 
unzutreffenden Ansicht bestimmt, eine Amtsniederlegung des Immis- 
sionsschutzbeauftragten sei rechtlich nicht möglich. Bereits 
damit versperrt es sich den Weg zu einer Nachprüfung, ob nicht 
aus dem Gesamtzusammenhang des Schriftwechsels der Parteien die
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Schreiben des Klägers als Amtsniederlegung auszulegen sind. Ist 
eine Amtsniederlegung rechtlich möglich, so gehören zum Ausle­
gungsstoff auch die Schreiben des Klägers, so daß bereits ihre 
Nichtberücksichtigung die Auslegung des Schreibens der Beklagten 
fehlerhaft macht. Das Berufungsgericht gibt hierfür auch sonst 
keine weitere Begründung.

Bezieht man den gesamten, die Beendigung des Amtes als 
Immissionsschutzbeauftragter betreffenden Schriftwechsel der 
Parteien in die Auslegung ein, so führt diese zu dem Ergebnis, 
daß der Kläger eine Amtsniederlegung zum 30. September 1990 
erklärt hat. Der Senat kann diese Auslegung selbst vornehmen, 
weil die hierfür maßgeblichen Tatsachen, nämlich der gesamte 
Schriftwechsel, unstreitig sind und weiterer Auslegungsstoff 
weder bisher vorgetragen noch zu erwarten ist (BAGE 53, 17 = AP, 
aaO) .

Der Kläger hat im Schreiben vom 22. Mai 1990 ausdrücklich 
erklärt, er sei ab dem 1. Juni 1990 nicht mehr bereit, die Rechte 
und Pflichten des Immissionsschutzbeauftragten zu übernehmen.
Nach dem klaren Wortlaut dieses Schreibens hat er damit zum Aus­
druck gebracht, dieses Amt von dem bezeichneten Zeitpunkt an 
nicht mehr ausüben zu wollen. Darin liegt die eindeutige Erklä­
rung, das Amt aufgrund eines von ihm ausgehenden Entschlusses zu 
dem von ihm bestimmten Termin zu beenden. Das vom Berufungsge­
richt isoliert gewürdigte Schreiben der Beklagten vom 27. Juni 
1990 stellt eine Reaktion der Beklagten auf das vorausgegangene 
Schreiben des Klägers dar, die ausdrücklich hierauf Bezug nimmt. 
Sie wertet nach dem eindeutigen Wortlaut ihres Schreibens das
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Verhalten des Klägers als Amtsniederlegung und erklärt weiter, 
sie müsse einen Nachfolger suchen und bitte um Weiterführung des 
Amtes bis zu dessen Dienstantritt. Deshalb kann diesem Schreiben 
nicht der Wille der Beklagten entnommen werden, nunmehr durch 
eine von ihr ausgehende einseitige Maßnahme, mithin durch eine 
Abberufung, den Kläger aus seinem Amt zu entfernen. Vielmehr 
kommt darin lediglich das Bestreben zum Ausdruck, den Kläger zu 
einer Verschiebung des Beendigungstermins zu bewegen. Hierzu hat 
sich der Kläger in seinem Schreiben vom 5. Juli 1990 bereit er­
klärt. Damit ist lediglich der vom Kläger zunächst gesetzte Been­
digungstermin hinausgeschoben, nicht aber die bisherige Rechts­
grundlage für die Beendigung des Amtes, auch nicht im Sinne einer 
nunmehr zustande gekommenen vertraglichen Vereinbarung, geändert 
worden. Der Kläger verweist ausdrücklich auf die der Beklagten 
bekannten Vorbehalte gegen eine Weiterführung seines Amtes und 
erklärt sich lediglich mit einem neuen Beendigungstermin einver­
standen.

4. Die Beendigung des Amtes als Immissionsschutzbeauftragter 
durch die Amtsniederlegung des Klägers hat j edoch den nachwirken­
den Kündigungschutz des § 55 Abs. 2 Satz 2 BImSchG nicht ausge­
löst.

a) Entgegen der Ansicht des Arbeitsgerichts und des Klägers 
kann aus dem systematischen Zusammenhang mit § 55 Abs. 1 Satz 2 
BImSchG nicht hergeleitet werden, daß der Gesetzgeber den Begriff 
der Abberufung jedenfalls in § 58 Abs. 2 Satz 2 nicht in dem en­
gen Sinne des einseitigen Widerrufs der Bestellung zum Immissi­
onsschutzbeauftragten , sondern darunter weitergehend die Beendi-
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gung der Amtszeit ohne Rücksicht auf den Grund verstanden wissen 
wollte.

Der Begriff "Abberufung" hat durch das Dritte Gesetz zur Än­
derung des Bundesimmissionsschutzgesetzes vom 11. Mai 1990 
(BGBl. I, S. 870) in das Gesetz Eingang gefunden. Er findet sich 
in § 58 Abs. 2 Satz 2, § 55 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 1 a Satz 2.
§ 55 Abs. 1 BImSchG wurde dahingehend ergänzt, daß nicht nur die 
Bestellung des Immissionsschutzbeauftragten, sondern auch die Be­
zeichnung seiner Aufgaben, Veränderungen in seinem Aufgabenbe­
reich und seine Abberufung der zuständigen Behörde anzuzeigen 
sind. Ferner wurde § 55 Abs. 1 a angefügt. Danach hat der Betrei­
ber den Betriebs- oder Personalrat vor der Bestellung des Immis- 
sionsschutzbeauftragten unter Bezeichnung der ihm obliegenden 
Aufgaben zu unterrichten. Entsprechendes gilt bei Veränderungen 
im Aufgabenbereich des Immissionsschutzbeauftragten und bei des­
sen Abberufung. Der zuständigen Behörde soll durch die Anzeige 
die Prüfung ermöglicht werden, ob der Anlagenbetreiber seiner 
Pflicht zur Bestellung eines Immissionsschutzbeauftragten nach­
kommt. Dieser vom Gesetzgeber verfolgte Zweck kann jedoch nicht 
nur dann erreicht werden, wenn der Behörde jedwede Beendigung des 
Amtes des Immissionsschutzbeauftragten und nicht nur die Abberu­
fung durch den Anlagenbetreiber mitgeteilt wird. Die Vorschrift 
des § 55 Abs. 1 Satz 2 BImSchG muß vielmehr, worauf die Beklagte 
in der Revisionsbeantwortung zutreffend hinweist, in Zusammenhang 
mit Abs. 1 a gesehen werden. Diese Vorschrift kann im Falle der 
einseitigen Amtsniederlegung durch den Immissionsschutzbeauftrag­
ten nicht angewendet werden, da der Arbeitgeber hiervon vor dem 
Zugang dieser Erklärung nichts wissen und deshalb den Betriebsrat
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auch davon nicht unterrichten kann. Ist die Bestellung von vorn­
herein befristet, so bedarf es weder einer Anzeige an die Behörde 
nach Abs. 1 noch einer Unterrichtung des Betriebsrats nach 
Abs. 1 a, weil die Adressaten bereits mit der Mitteilung der Be­
stellung auch von deren Ende unterrichtet werden. Im Falle der 
Amtsniederlegung durch den Immissionsschutzbeauftragten kann 
Abs. 1 zwar angewendet werden, weil es insoweit nur auf die Un­
terrichtung der Behörde von der Beendigung des Amtes - nicht 
auch von dem Grund hierfür - ankommt. Es kann aber dahingestellt 
bleiben, ob diese Vorschrift ihrem Sinn und Zweck entsprechend 
auch dahin auszulegen ist. Denn damit ist noch nichts über die 
Auslegung des § 58 Abs. 2 Satz 2 BImSchG gesagt, weil für das 
Eingreifen des nachwirkenden Kündigungsschutzes auch der Grund 
der Beendigung des Amtes von Bedeutung sein kann.

b) Die teleologische Auslegung des § 58 Abs. 2 Satz 2 BImSchG 
führt zu keinem für den Kläger günstigeren Ergebnis.

aa) Nach der Begründung des Regierungsentwurfs (BT-Drucks. 
11/4909, S. 25) soll dem Immissionsschutzbeauftragten mit § 58 
Abs. 2 - dem Schutz von Mitgliedern in Personalvertretungen ver­
gleichbar - ein besonderer Kündigungsschutz gewährt werden, um 
ihm die erforderliche Unabhängigkeit für die Erfüllung seiner 
Aufgaben zu sichern. Der Immissionsschutzbeauftragte soll nicht 
aus Furcht vor Entlassung an einer wirksamen Wahrnehmung seiner 
Aufgaben gehindert werden. Mit diesem besonderen Schutz soll zu­
gleich verhindert werden, daß der Betreiber sich unbequemer Im­
missionsschutzbeauftragter dadurch zu entledigen sucht, daß er 
das Beschäftigungsverhältnis kündigt. Mit dieser Regelung hat der
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Gesetzgeber somit dem Umstand Rechnung getragen, daß der Be­
triebsbeauftragte hinsichtlich möglicher Interessenkonflikte mit 
dem Arbeitgeber in ähnlicher Weise schutzbedürftig erscheint wie 
Mitglieder des Betriebs- oder Personalrats. Er hat berücksich­
tigt, daß die Tätigkeit des Immissionsschutzbeauftragten den In­
teressen des Anlagenbetreibers zuwiderlaufen kann. Zwischen der 
Optimierung des Produktionsvorganges und der Verbesserung des Im­
missionsschutzes kann ein Spannungsverhältnis bestehen. Hinzu 
kommt, daß die vom Immissionsschutzbeauftragten veranlaßten Maß­
nahmen , insbesondere die Überwachungsmaßnahmen im Sinne des § 54 
Abs. 1 Nr. 3 Kosten verursachen können, die vom Anlagenbetreiber 
zu tragen sind. Die Einführung des nachwirkenden KündigungsSchut­
zes soll einer Abkühlung eventuell während der Dauer des Amtes 
aufgetretener Kontroversen dienen.

bb) Dieser Zweck des nachwirkenden Kündigungschutzes rechtfer­
tigt jedoch keine Ausdehnung seines Geltungsbereichs auf alle 
Fälle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Zu Unrecht meint 
das Arbeitsgericht, hierfür auf die Auslegung des § 15 Abs. 1 
Satz 2 KSchG durch den Senat (Urteil vom 5. Juli 1979 - 2 AZR 
521/77 - AP Nr. 6 zu § 15 KSchG 1969) zurückgreifen zu können.

Der Gesetzgeber grenzt in § 58 Abs. 2 Satz 2 BImSchG den 
nachwirkenden Kündigungsschutz zu Beginn des Satzes 2 von dem 
Kündigungsschutz während der Amtszeit nach Satz 1 mit den Worten 
"nach der Abberufung" ab, während er für die Berechnung des Nach­
wirkungszeitraums die Worte "vom Zeitpunkt der Beendigung der Be­
stellung an" verwendet. Das ist auch nachvollziehbar, weil die 
Abberufung nicht mit sofortiger Wirkung erklärt werden muß, Des-
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wegen kann insoweit keine Parallele zu § 15 Abs. 1 Satz 2 KSchG 
gezogen werden. Denn dort wird sowohl für die Abgrenzung zum Kün­
digungsschutz eines Betriebsverfassungsorganes während der Amts­
zeit nach Satz 1 als auch für die Berechnung des Nachwirkungs­
zeitraums derselbe Begriff ("Nach Beendigung der Amtszeit ... vom 
Zeitpunkt der Beendigung der Amtszeit an") verwendet.

Die beiden Vorschriften unterscheiden sich aber auch inhalt­
lich. Nach § 15 Abs. 1 Satz 2 KSchG setzt der nachwirkende Kündi­
gungsschutz für Betriebsratsmitglieder nach der "Beendigung der 
Amtszeit" an, und es war in der ergangenen Entscheidung zu klä­
ren, ob unter "Amtszeit" nur die Amtszeit des gesamten Betriebs­
rats als Kollektivorgan oder auch die persönliche Mitgliedschaft 
des einzelnen Betriebsratsmitgliedes zu verstehen sei. In § 58 
Abs. 2 Satz 2 BImSchG knüpft der Gesetzgeber dagegen den nachwir­
kenden Kündigungsschutz an eine bestimmte Modalität der Beendi­
gung des Amtes, nämlich die Abberufung, die schon nach ihrem 
Wortsinn jedenfalls auf ein Rechtsgeschäft hindeutet, durch das 
die Beendigung des Amtes durch ein Handeln des Arbeitgebers her­
beigeführt wird. Darunter fällt nicht die Amtsniederlegung durch 
den Immissionsschutzbeauftragten, weil der Begriff der Abberufung 
jedenfalls nicht für ein eigenes Handeln des Amtsinhabers verwen­
det wird. Der Gesetzgeber kann aber den nachwirkenden Kündigungs­
schutz des Immissionsschutzbeauftragten nur auf einen bestimmten 
Beendigungsgrund beschränkt und ihn nur insoweit für schutzwürdig 
angesehen haben.

Der Schutzzweck des Gesetzes könnte deshalb allenfalls dann 
seine Anwendung auf andere Beendigungstatbestände rechtfertigen,
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wenn sich der Immissionsschutzbeauftragte bei der Amtsniederle­
gung in einer Konfliktsituation befunden hat, die der Gesetzgeber 
zum Anlaß der Einführung des nachwirkenden Kündigungsschutzes ge­
nommen hat. Danach könnte dieser Schutz möglicherweise auch dann 
eingreifen, wenn zwar der Immissionsschutzbeauftragte formal sein 
Amt selbst niedergelegt hat, hierzu aber durch ein Verhalten des 
Arbeitgebers veranlaßt worden ist, etwa durch Kritik an seiner 
Amtsführung oder Behinderung in der Erfüllung seiner Aufgaben. 
Diese Frage braucht jedoch nicht abschließend beantwortet zu wer­
den. Denn im vorliegenden Fall hat der Kläger sein Amt, wie das 
Berufungsgericht ungerügt und damit für den Senat gemäß § 561 ZPO 
bindend festgestellt hat (Berufungsurteil S. 7), ausschließlich 
deshalb niedergelegt, weil die Beklagte seinem Verlangen nach 
einer erheblichen Gehaltserhöhung von derzeit j ährlich rund 
85.000 DM auf 140.000 DM nicht entsprochen hatte. Die Beendigung 
des Amtes ist somit nicht nur formal, sondern auch in der Sache 
einseitig von ihm ausgelöst worden, und zwar aus Gründen, die 
nicht aus einer Konfliktsituation erwachsen sind.

IV. Die ordentliche Kündigung der Beklagten ist auch nicht aus 
sonstigen Gründen unwirksam.

1. Das Berufungsgericht hat ohne revisiblen Rechtfehler die 
Kündigung für sozial gerechtfertigt angesehen. Seine Ansicht, es 
hätten dringende betriebliche Erfordernisse nach § 1 Abs. 2 
Satz 1 KSchG Vorgelegen, ist nicht zu beanstanden.

a) Die Beklagte hat keine verhaltensbedingte Kündigung ausge­
sprochen. In dem Kündigungsschreiben wird zunächst eingehend dar-
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gelegt, welche betrieblichen Auswirkungen die als solche von der 
Beklagten grundsätzlich hingenommene Amtsniederlegung des Klägers 
ausgelöst hat. Danach war eine Aufspaltung seiner Tätigkeit auf 
zwei Planstellen mit zwei Mitarbeitern nicht möglich. Es folgt 
der Hinweis der Beklagten, daß deshalb die Einstellung eines 
Nachfolgers erforderlich geworden sei und dieser zwischenzeitlich 
auch das frühere Arbeitsgebiet des Klägers übernommen habe. An­
schließend wird dargelegt, daß ihm zwei Ersatzarbeitsplätze er­
folglos angeboten worden seien. In diese Zwangslage habe er die 
Beklagte durch seine Amtsniederlegung versetzt. Aus "diesem 
Grunde", so heißt es dann zusammengefaßt, wurde die Kündigung 
ausgesprochen. Zwar folgt anschließend noch der Satz, für die 
Kündigung sei ausschließlich das eigene Verhalten des Klägers 
maßgebend. Dieser Satz darf aber nicht isoliert, sondern muß im 
Zusammenhang mit dem übrigen Text betrachtet werden. Wie sich 
daraus ergibt, haben für die Beklagte erst die durch die Amts­
niederlegung eingetretenen betrieblichen Verhältnisse den Kündi­
gungsentschluß ausgelöst. Hierfür spricht weiter, daß die Kündi­
gung erst - am 31. Januar 1991 - ausgesprochen wurde, als die 
einer Weiterbeschäftigung des Klägers entgegenstehenden betrieb­
lichen Verhältnisse feststanden.

Der Senat kann diese Auslegung selbst vornehmen, obwohl das 
Kündigungsschreiben eine atypische Willenserklärung darstellt, 
weil der wesentliche Auslegungsstoff feststeht (vgl. BAGE 5 3,
17 = AP, aaO).

b) Das Berufungsgericht hat auch ohne Rechtsfehler ein dringen­
des betriebliches Erfordernis für die Kündigung angenommen.
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aa) Die bisherige leschäftigungsmöglichkeit des Klägers war im 
Zeitpunkt des Kündigungsausspruchs weggefallen. Das Amt des Im­
missionsschutzbeauftragten füllte den Arbeitsplatz eines Arbeit­
nehmers nicht allein, sondern nur zusammen mit den übrigen dem 
Kläger übertragenen Tätigkeiten aus. Das Berufungsgericht hat in­
soweit - ungerügt von der Revision und damit für den Senat gemäß 
§ 561 ZPO bindend - festgestellt (Berufungsurteil S. 9), daß die 
bisherige Tätigkeit des Klägers und die Funktion als Immissions­
schutzbeauftragter von einem Arbeitnehmer allein ausgeübt werden 
konnten.

bb) Wie das Berufungsgericht weiter ohne revisiblen Rechtsfehler 
angenommen hat, bestand für den Kläger keine anderweitige Be­
schäftigungsmöglichkeit .

Hierbei hat es die Grundsätze über die abgestufte Darle- 
gungs- und leweislast für eine anderweitige Beschäftigung des Ar­
beitnehmers auf einem freien Arbeitsplatz bei betriebsbedingter 
Kündigung richtig angewandt.

Nach der Rechtsprechung des Senats (BAGE 47, 26, 41 ff. =
AP Nr. 8 zu § 2 KSchG 1969, zu B II 2 d bb der Gründe), hängt die 
Darlegungslast davon ab, wie sich der gekündigte Arbeitnehmer auf 
die Kündigung einläßt. Ist der bisherige Arbeitsplatz, wie im 
Streitfall, weggefallen, so obliegt es dem Arbeitnehmer darzu­
stellen, wie er sich eine anderweitige Beschäftigung auf einem 
anderen freien Arbeitsplatz vorstellt. Dann muß der Arbeitgeber
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im einzelnen darlegen, aus welchen wirtschaftlichen, organisato­
rischen oder technischen Gründen eine Umsetzung nicht möglich ge­
wesen wäre.

Das Berufungsgericht hat eine entsprechende Darlegung des 
Klägers vermißt (Berufungsurteil S. 9). Die hiergegen erhobene 
Rüge der Revision, das Berufungsgericht habe § 139 ZPO verletzt, 
weil es den Kläger nicht darauf hingewiesen habe, daß es einen 
solchen Vortrag für erforderlich halte, ist unzulässig, weil die 
Revision nicht angegeben hat, was sie auf einen entsprechenden 
Hinweis vorgetragen hätte (BAG Urteil vom 23. Februar 1962 
- 1 AZR 49/61 - AP Nr. 8 zu § 322 ZPO, zu I der Gründe).

Ein solcher Vortrag war nicht deshalb entbehrlich, weil der 
Arbeitgeber, wie die Revision meint, verpflichtet ist, für den 
Arbeitnehmer bei Übernahme des Amtes des Immissionsschutzbeauf- 
tragten einen Ersatzarbeitsplatz freizuhalten. Eine solche Ver­
pflichtung hat das Berufungsgericht zu Recht abgelehnt. Es hat 
aus der vorbehaltslosen Übernahme des Amtes des Immissionsschutz- 
beauftragten unter dem 4. Juli 1989 gefolgert, daß dieses Amt 
damit Inhalt des Arbeitsvertrages des Klägers geworden sei. Diese 
Auslegung einer atypischen Willenserklärung hält der einge­
schränkten revisionsrechtlichen Nachprüfung stand. Auslegungsfeh­
ler hat die Revision mit dem Hinweis, in dem Schreiben der Be­
klagten vom 29. Juni 1989 sei die Bestellung zum Immissions- 
schutzbeauftragten nicht ausdrücklich zum Bestandteil des Ar­
beitsverhältnisses gemacht worden, nicht dargelegt. Das Amt des 
Immissionsschutzbeauftragten konnte auch konkludent zum Inhalt
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des Arbeitsverhältnisses gemacht werden. Die Auslegung des Beru­
fungsgerichts ist somit rechtlich möglich und deshalb für den 
Senat bindend. Die Revision versucht nur, ihre Auslegung an die 
Stelle der Auslegung des Berufungsgericht zu setzen.

Macht der Arbeitnehmer die Ausübung des Amtes des Immissi­
onsschutzbeauftragten ohne Vorbehalt zum Inhalt seines Arbeits­
vertrages neben seiner bisherigen Tätigkeit, so ist damit das Ar­
beitsverhältnis entsprechend neu gestaltet und die Ausführung des 
Amtes des Immissionsschutzbeauftragten zur vertraglichen Ver­
pflichtung geworden. Er hat dann wie jeder andere Arbeitnehmer 
das mit dem Wegfall dieses Arbeitsplatzes verbundene Risiko zu 
tragen, soweit der Arbeitsplatz nicht aufgrund einer Abberufung 
im Sinne des § 58 Abs. 2 Satz 2 BImSchG wegfällt.

2. Auf eine fehlerhafte soziale Auswahl nach § 1 Abs. 3 KSchG 
hat sich der Kläger - nach seinem Standpunkt konsequent - nicht 
berufen, sondern die Weiterbeschäftigung in einer bei der Beklag­
ten nicht vorhandenen Stellung erstrebt, die nicht mit dem Amt 
des Imissionsschutzbeauftragten verbunden ist.

3. Das Berufungsgericht hat schließlich die Kündigung im Ergeb­
nis zu Recht, wenn auch ohne nähere Begründung, nicht an § 102 
Abs. 1 BetrVG scheitern lassen.

a) Nach § 102 Abs. 1 Satz 2 BetrVG muß der Arbeitgeber dem Be­
triebsrat diejenigen Gründe mitteilen, die aus seiner subjektiven 
Sicht die Kündigung rechtfertigen und für seinen Kündigungsent­
schluß maßgebend gewesen sind. Hierfür muß der für den Arbeitge-
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ber maßgebende Sachverhalt unter Angabe der Tatsachen, aus denen 
der Kündigungsentschluß hergeleitet wird, näher so umschrieben 
werden, daß der Betriebsrat ohne eigene Nachforschungen in die 
Lage versetzt wird, die Stichhaltigkeit der Kündigungsgründe zu 
prüfen und sich über eine Stellungnahme schlüssig zu werden.
Teilt der Arbeitgeber die für seinen Kündigungsentschluß maßge­
benden Umstände dem Betriebsrat nicht mit, ist die Anhörung nach 
§ 102 Abs. 1 Satz 3 BetrVG unwirksam (BAGE 49, 136, 142 =
AP Nr. 37 zu § 102 BetrVG 1972, zu II 1 a der Gründe).

b) Nach dem unstreitigen Teil des Tatbestandes des angefochte­
nen Urteils hat die Beklagte mit Schreiben vom 22. Januar 1991, 
dem ein Entwurf des Kündigungsschreibens beigefügt war, das Anhö­
rung sver fahren eingeleitet. In dem Entwurf sind, wie ausgeführt, 
die für die Kündigung ausschlaggebenden Gründe bezeichnet. Damit 
sind dem Betriebsrat die Kündigungsgründe ausreichend konkreti­
siert mitgeteilt worden.

c) Die von der Revision hiergegen erhobenen Rügen greifen nicht 
durch.

aa) Die Revision führt aus, das Kündigungsschreiben enthalte 
- von den angebotenen, vermeintlich gleichwertigen Ersatzarbeits­
plätzen abgesehen - lediglich die Wiedergabe des klägerischen 
Schreibens vom 22. Mai 1990. Alle sonstigen Gesichtspunkte, bei­
spielsweise die Vorstellung des Klägers, in welcher Weise und 
unter welcher Modifikation er zur Weiterführung seiner Tätigkeit 
als Immissionsschutzbeauftragter bereit gewesen sei, seien in dem 
Kündigungsschreiben gerade nicht angeführt. Darin liege eine un-

27
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


27

zulässige Verkürzung der Information des Betriebsrats und damit 
sei die Anhörung nicht ordnungsgemäß.

bb) Die von der Revision angesprochenen Umstände sind jedoch 
entgegen ihrem Vorbringen in dem Kündigungsschreiben angeführt.
So heißt es im zweiten Absatz, der Kläger sei davon in Kenntnis 
gesetzt worden, daß es eine Aufspaltung auf zwei Stellen für das 
Werk T nicht geben könne. Ferner heißt es im fünften Ab­
schnitt, die ZwangsSituation, in der sich die Beklagte befunden 
habe, habe nur durch die Einstellung eines Nachfolgers gelöst 
werden können. Eine Doppelbesetzung sei weder möglich noch vorge­
sehen.

Hillebrecht Triebfürst Bitter 

Thieß Dr. Roeckl
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